
 

 
 

Standpunkte              1 / 2010 
Online-Magazin des Münchner Forums e.V.   
 
ISSN 1861-3004 
 

 

Schellingstraße 65,  80799 München 
� 089 282076, www.muenchner-forum.de 
 

Redaktionsschluss dieser Ausgabe:  
07.01.2010 Redaktion: Gernot Brauer 
 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 
 

im Winter zu Fuß die Stadt ergehen? Bleiben Sie am Besten 
zuhause. Gleich ob Schnee liegt oder nicht: Selbst prominente 
Wege wie hier am Alten Messeplatz zur Theresienwiese sind 
im Winter Monate lang gesperrt, trotz Tollwood und Anwohner-
bedürfnissen nach einem Spaziergang ohne Hindernisse. 
 

 
 

Bild: Wolfgang Czisch 
 

Sollten Sie aber auch im Winter in München unterwegs sein, 
wollen wir Ihnen mit dieser ersten Standpunkte-Ausgabe des 
neuen Jahres wieder ein kundiger Wegbegleiter sein.  
 
Wie schon mehrfach zum Jahreswechsel geben wir Ihnen einen 
aktuellen Überblick über Entwicklungen auf dem Immobilien-
markt . Wir informieren über drei exklusive Wohnbauprojekte  
in der Stadt und über bezahlbaren neuen Wohnraum der GWG. 
Wieder erweist sich, was für ein teures Pflaster München ist. 
Ferner geht es um ein Neubauprojekt auf dem Ex-Tram-
bahndepot  am U-Bahnhof Westendstraße. Unsere ersten 
Beiträge gelten jedoch den Themen Nachhaltigkeit  und der 
S- und U-Bahn . Dass uns beide Themen auch 2010 weiter 
beschäftigen werden, unterliegt keinem Zweifel. Wie Sie es 
von uns gewohnt sind: Wir bleiben dran. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
Wolfgang Czisch, Vorsitzender des Programmausschusses 
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Nachhaltigkeit ist mehr als nur ein Umweltschutzthe ma. Was heißt das für die Stadt? 
 

„Münchens Stadtspitze braucht ein Referat für Nachh altigkeit“ 
 

Stadt- und Landesentwicklung durchlaufen derzeit ei ne unheilvolle Entwicklung: 
Erstens sind die Gewichte höchst ungleich verteilt – 80 Prozent aller Wege und 
Fahrten, zu denen Menschen hierzulande aufbrechen, sind kurz und betreffen also 
den Nahverkehr, trotzdem fließen 80 Prozent der Inv estitionen in den Fernverkehr – 
und zweitens wird unendlich viel Geld sinnwidrig au sgegeben, weil Fachressorts 
parallel arbeiten statt sich zu vernetzen. Parallel  zu neuen Straßen werden zum Bei-
spiel neue Schienen gebaut. Vernetzung, das Schlagw ort der Zeit, erscheint im Öf-
fentlichen Dienst aber fast noch als Fremdwort. Das  zeigte eine Tagung der Friedrich 
Ebert Stiftung „Bayern – aber nachhaltiger“ am 21. November in der LMU München.  
 

Konsequenz: So wie ein staatlicher Finanzminister und ein Stadtkämmerer jede politische Ent-
scheidung kippen kann, wenn sie nicht finanzierbar erscheint, sollte auch ein Minister oder Refe-
rent für Nachhaltigkeit gegen jede staatliche oder städtische Entscheidung einen Generalvorbe-
halt vorbringen können, wenn sie sich nicht als nachhaltig zeigt. In München gibt es dieses Refe-
rat theoretisch schon lange: Das Planungsreferat – es fragt sich nur, ob es die nötigen 
Zuständigleiten, das nötige Selbstverständnis und Selbstvertrauen hat. 
 

Auf diese in eine höfliche Frage gekleidete Forderung lief der Beitrag des MVG-Leiters Strategi-
sche Planung Gunnar Heipp auf der Stiftungstagung hinaus. Rund zehn Milliarden Euro werden 
in Deutschland jedes Jahr für Verkehrsinvestitionen ausgegeben. Aber die Zuständigkeiten für 
die unterschiedlichen Verkehrsträger wie Bahn und Straßen sind getrennt und arbeiten keines-
wegs Hand in Hand. In der Stadt München kann der Stadtrat über alle Verkehrswege entscheiden; 
in vielen Städten und auf dem Land wird aber weiter parallel in Straße und Schiene investiert. Da-
bei gehen Effizienz und ökologische Verkehrsverlagerung trotz hoher Investitionen verloren.  
 

Knapp die Hälfte aller Fahrten in München machen di e Menschen in Bussen und Bahnen 
 

Zwar sind in München über 80 Prozent aller Fahrten im Altstadtbereich solche mit dem ÖPNV, 
aber im gesamten Stadtgebiet sind es erst 49 Prozent, auch wenn sich das zu fast 500 Millionen 
Fahrten jährlich addiert. 1,7 Millionen ÖPNV-Fahrten täglich ersparen in München rund eine Million 
Pkw-Fahrten. Und zwei Drittel des öffentlichen Personennahverkehrs laufen umweltfreundlich elekt-
risch. Jedes Gleis ist so leistungsfähig wie zehn parallele Spuren im Straßenverkehr. Das erspart 
auch viel Platz. Trotzdem: Das Baugesetzbuch verlangt bei der Erschließung von Grundstücken 
lediglich eine Straßen- und Kanalanbindung. ÖPNV – nie gehört? Dabei zeigen Zahlen aus San 
Francisco, aus Chicago und auch aus München, dass Wohngrundstücke in Bahnhofsnähe wesent-
lich höhere Preise erzielen als von Gleisen weiter entfernte. Aber eine ÖPNV-bezogene Wertab-
schöpfung ist bisher nicht möglich. Was bedeutet das für die Politik und die Planung? 
 
Dr. Rainer Rothfuß, Professor am Geographischen Institut der Universität Tübingen, nannte be-
reits gezogene und unabweisbar nötige Konsequenzen. Im belgischen Ort Hasselt ist der öffentli-
che Personennahverkehr kostenlos, dafür baute man keine Parkhäuser mehr. Ergebnis: Die Nut-
zerfrequenz hat sich verdreizehnfacht. Tübingen hat erstmals an den Adventssamstagen 2009 die 
Benutzung seiner Busse und Bahnen ohne Fahrschein zum Kennenlernen erlaubt. Eine Nahver-
kehrsabgabe wird dort geprüft. Denn die bisherige Umfinanzierung des öffentlichen Verkehrs aus 
der Mineralölsteuer läuft aus. Wer sich in Tübingen ein Fahrrad mit Elektromotor anschafft, ein 
sogenanntes Pedelec (es fährt mit seiner Batterie 50 bis 80 km weit, kostet aber auch etwa 500 
Euro mehr als ein gewöhnliches Fahrrad), erhält aus dem Stadtsäckel 100 Euro Zuschuss. Für 
künftige Elektroautos ist kostenloses Parken geplant. Damit eine solche gezielte Bevorzugung 
von Elektroautos auch möglich ist, fordert Rothfuß zusätzlich zu den jetzigen Feinstaubplaketten 
1 bis 4 auch eine grüne Plakette 0 für diese Autos.  
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Münchner Verkehrsplanung – künftig ein Baustein eines umfassenden Nachhaltigkeitsplans?            Bild: Planungsref. 
 
Verkehrsclub Deutschland: Das private Auto steht „a uf der roten Liste aussterbender Arten“ 
 
Bernd Sluka, Vorstand des Verkehrsclubs Deutschland (VCD), geht noch deutlich weiter. Der 
Verkehrsclub, 1986 als Alternative zu reinen Automobilclubs gegründet, hat u.a. die Bahncard 50 
mitinitiiert. Sluka scheute sich auf der Stiftungstagung nicht, private Autos auf die rote Liste aus-
sterbender Arten zu setzen. Denn „unsere jetzige Mobilität schränkt unsere Freiheit ein“, sagte er. 
Schnellstraßen seien kaum überquerbar, Kinder auf Dreirädern im Stadtverkehr massiv gefähr-
det, der Verkehrslärm die Ursache für 10.000 bis 20.000 Tote im Jahr, die Unwirtlichkeit zersie-
delter Städte ein Graus und Stadtstraßen zwar in „Herrschaftsrechte“ von Fußgängern, Parkern, 
Radfahrern, für Busspuren und den Autoverkehr sorgsam gegliedert (was urbane öffentliche 
Räume regelmäßig verhindere), die eigentlichen Fahrspuren seien aber „Todeszonen“. Gerade 
weil die Masse aller Wege Kurzstrecken sind, bei denen es auf etwas mehr oder weniger Tempo 
nicht ankommt, müsse der Stadtverkehr insgesamt langsamer werden – „verträglicher“, wie Sluka 
das höflich umschrieb. Auch er plädierte für eine optimale Vernetzung jeglicher Mobilität, was 
nach seiner Überzeugung ziemlich automatisch dazu führt, dass man sich dort, wo man aus Bus-
sen oder Bahnen aussteigt und nicht zu Fuß weitergehen will, ein Fahrrad ausleiht (in Paris gibt es 
schon 20.000 Leih-Räder; wir berichteten) oder sich ein Leih-Auto nimmt. Das private Automobil 
sieht Sluka deshalb „auf der roten Liste aussterbender Arten.“ 
 
Was wir wieder brauchen: Die Stadt der kurzen Wege und das Land der „kleinen Wege“ 
 
Rothfuß leitete aus der Notwendigkeit zu konsequent nachhaltigem Handeln Entscheidungs- und 
Handlungsbedarf ab und fasste ihn in eine Reihe von Thesen: 
 

·  Die immer weitere Verknappung fossiler Energien, von denen unsere Auto-Mobilität komplett 
abhängt, als zentrale Herausforderung anzuerkennen, denn stocke die Zufuhr von Öl, werde 
die derzeitige Wirtschaftskrise im Vergleich damit wie ein harmloses Säuseln erscheinen  

·  den vorhersehbaren Preisanstieg fossiler Energieträger kalkulierbar gestalten, z.B. bei relativ 
günstigen Rohölpreisen überproportional viel Steuern aufschlagen und diese bei Preisspitzen 
senken oder gar streichen – im Effekt ergäbe das langsam und stetig steigende, aber zugleich 
kalkulierbare Kosten, die die Industrie ihren Entwicklungen aber zugrunde legen könne 

·  den nachhaltigen Umbau unseres Wirtschaftssystems organisieren 
·  eine Welt der kurzen Wege erzeugen (Gunnar Heipp hat sich, wie er auf Nachfrage sagte, be-

müht, das Planungsreferat davon zu überzeugen, in Freiham vorgesehene Schulen und weite-
re mobilitätsintensive Einrichtungen nicht mehr in abgelegenen Grünzonen vorzusehen, son-
dern entlang der zentralen Haupterschließungsachse; Mütter werden also kein Auto mehr 
brauchen, um ihre Kinder zu bringen und wieder abzuholen) 

·  Öffentlichen Verkehr und Individualverkehr weder als Konkurrenten noch als parallele Systeme, 
sondern vernetzt, das heißt gemeinsam entwickeln 
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·  die Stadt der kurzen Wege und das Land der keinen Wege (nicht nur der kleinen Wege) planen 
und realisieren 

·  die Städte zu Vorreitern machen, damit das Land sich anschließen kann 
·  sich damit aus der „fossilen Falle“ ausklinken 
·  und, so Rothfuss und Heipp, die bisher häufig immer noch getrennten Stadt- und Verkehrs-

entwicklungen grundsätzlich integriert anpacken und verwirklichen.  
 
Bedenkenträger haben in München nach wie vor Hochko njunktur – Beispiel Begegnungszone 
 

Heipp attestierte der Stadt bei dieser Zielsetzung hohe Kompetenz, aber teilweise zu wenig Mut. 
Bedenkenträger hätten in München nach wie vor Hochkonjunktur. Andere Städte etwa der Schweiz 
seinen viel eher bereit, neue Dinge im Versuch auszuprobieren, in der Schweiz z.B. Begegnungs-
zonen. München diskutiert hierüber für das Tal bereits seit zwei Jahren, noch immer ohne Ergebnis.  
 

Generell regte Heipp an, in der Verwaltung über eine Querschnittskompetenz für alle Fragen der 
nachhaltigen Stadtpolitik nachzudenken – so wie der Kämmerer Finanzierungsfragen 
querschnittlich beantworten muss. Als Basis könnten die fachübergreifenden Dimensionen der 
„Perspektive München“ dienen und damit die Fachkompetenz aller Referate einbinden. Damit ist 
nun der Stadtrat gefragt, über eine grundlegende Weichenstellung in der Stadtpolitik zu beraten. 
                      Gernot Brauer 
 
 
 
Stadtrat Georg Kronawitter bringt kombinierte Münch ner U/S-Bahn ins Gespräch: 
 

„Die U5 nach Pasing macht den 2. S-Bahn-Tunnel entb ehrlich“ 
 

1,6 Milliarden Euro und mehr für den zweiten S-Bahn -Tunnel sind hinaus geworfe-
nes Geld, wenn man die unstrittige Entlastung der O st-West-Schienenverbindung 
auch für ca. 250 Millionen Euro haben kann, sagt CS U-Stadtrat Georg Kronawitter 
und verweist dabei auf die Schätzkosten für die Ver längerung der U5 nach Pasing. 
Neue U-Bahn-Züge wolle die MVG demnächst ohnehin an schaffen, sagt Kronawit-
ter. In einem Brief an den bayerischen Finanz-Staat ssekretär Franz Pschierer fordert 
der in Trudering amtierende Stadtrat, diese Züge mi t zwei Stromsystemen so aus-
zurichten, dass sie ab Pasing auf S-Bahn-Gleisen we iter fahren könnten. Denn einen 
Schienen-Engpass gebe es nur im Münchner Westen. De r Osten sei gut versorgt.  
 

„Aufgrund der letzten Ertüchtigung des S-Bahn-Systems (520 Mio. DM des Freistaates 2001 bis 
2005)“, schrieb Krowawitter, „liefert die ‚alte‘ Stammstrecke stabil 30 S-Bahn-Züge pro Stunde am 
Ostbahnhof ab, was vollkommen ausreichen würde, um alle fünf S-Bahn-Außenäste des Münchner 
Ostens – die S2, S4, S5, S6 und S8 – mit dem lang ersehnten und versprochenen Zehn-Minuten-
Takt zu bedienen. Der Münchner Osten benötigt seit 2005 keinen 2. S-Bahntunnel mehr, sondern 
den raschen Ausbau seiner S-Bahnaußenäste nach Ismaning, Markt Schwaben und Höhenkirchen 
–Siegertsbrunn. Mit anderen Worten: Das angebliche Leistungsproblem der bisherigen Stamm-
strecke konzentriert sich seit 2005 ausschließlich auf den Münchner Westen – der Münchner 
Osten („rechts der Isar“) hat kein Leistungsdefizit mehr. 
 

Die bis Pasing zu verlängernde U4/5 könnte ab Pasin g auf S-Bahn-Gleisen weiterfahren 
 

Betreibt man die U4/5 nach Pasing mit Zwei-System-Fahrzeugen, so Kronawitter weiter, kann man 
auf den bislang noch im 20-Minuten-Takt betriebenen S-Bahn-Ästen S6 und S8 den gewünsch-
ten 10-Minuten-Takt zwischen Pasing und Gauting (S6) sowie Pasing und Fürstenfeldbruck (S8) 
durch „rückverlängerte“ Zweisystem-U4/5-Züge darstellen. Hierfür reicht ein 10-Minuten-Takt auf 
der U-Bahn, der ohnehin den ganzen Tag gegeben ist – dies alles verbunden mit einer hervorra-
genden Innenstadt- und U-Bahnanbindung, ohne den vorhandenen S-Bahntunnel zu belasten! 
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Vor ziemlich genau 40 Jahren habe die Stadt 
eine derartige betriebliche Verknüpfung von U- 
und S-Bahn bewusst offen gehalten, weil schon 
damals klar war, dass sie etliche Vorteile auf-
weisen würde. Als Beleg hat Kronawitter ein Zi-
tat aus einem Buch des früheren U-Bahn-Pio-
niers Klaus Zimniok ausgegraben (Text links). 
Damals musste sich das U-Bahnreferat öffent-
lich rechtfertigen, warum es größere Tunnel-
querschnitte für die U-Bahn vorgesehen hatte 
als es technisch notwendig war. Diese Kombi-
nation von U- und S-Bahn, so Kronawitter, löst 
die verkehrlichen Aufgaben des 2. Stammstre-
ckentunnels zu einem Bruchteil seiner Kosten. 
Die eingesparten Mittel insbesondere des Frei-
staates Bayern können an anderen Baustellen 
des Schienensystems in Bayern zeitnah ein-
gesetzt werden – „und derer gibt es ja genug!“  

Diese Lösung lässt sich nach Kronawitters Überzeugung rasch umsetzen und ist invariant gegen 
übergeordnete Planungen zum Bahnknoten München, da im inneren Bereich der Stadt auf vor-
handene U-Bahnstrukturen zurückgegriffen werden kann. Auch neue Lösungen wie der Nordtun-
nel werden offengehalten, sehr im Unterschied zum 2. S-Bahntunnel. „Wir haben es in der Hand“, 
ist Kronawitter überzeugt, „die Früchte der seinerzeitigen Weitsicht von Stadt und Freistaat zu 
ernten – oder am Baum verdorren zu lassen“.                     GBr 
 
 
Zweite S-Bahn-Stammstrecke: Weiterhin Funkstille au s Richtung Planungsreferat 
 

Neues Gutachten soll einen „Nordtunnel light “ durchrechnen 
 

Schon direkt nach der Vorlage des letzten Gutachten s gab es Streit, was diese Ex-
pertenansicht wohl wert ist. Die bayerische Staatsr egierung lässt nun nochmals 
nachrechnen, was wirklich sinnvoller ist: ein zweit e Stammstreckentunnel, der Süd-
ring oder ein Nordtunnel light . Erst danach fallen Entscheidungen. 
 

 

Die Positionen sind bekannt; wir haben ausführlich berichtet. Hier 
die Alternativen zum zweiten Stammstreckentunnel nochmals in 
zwei Zeichnungen der Vieregg-Rössler-GmbH. Wir bitten zu ent-
schuldigen, dass dies auf der Titelseite unserer Standpunkte 
12/2009 nicht genannt wurde. 

 
 

Diese Alternativen dürften bei einem Landtags-Hearing in diesem 
Monat eine wesentliche Rolle spielen.                                    GBr                                               
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Zum 5. Jahrestag des Hochhaus-Bürgerentscheids von 2004 sagen die Initiatoren: 
 

„Sinnvolle Landmarken können das Stadtgefüge bereic hern“ 
 

„Mit einer Beschränkung auf die Frauenturmhöhe von hundert Metern sind zwar 
die schlimmsten Gefahren für die Stadtgestalt geban nt“, resümieren die Initiatoren 
des 2004 erfolgreichen Bürgerbegehrens jetzt, fünf Jahre später, „aber planlos 
platziert können Gebäude unter einer Höhe von hunde rt Metern das historische 
Stadtbild ebenfalls erheblich beeinträchtigen und b eträchtlichen Schaden an der 
Stadtqualität anrichten. Andererseits können höhere  Gebäude, die ja keinesfalls 
hundert Meter Höhe erreichen müssen, sinnvolle Land marken im Siedlungsgefüge 
bilden.“ 
 
Der Bürgerentscheid vom 21.11.2004 ist nach Ansicht seiner Initiatoren in vielen einschlägigen 
Diskussionen der Bundesrepublik und Europas positiv zitiert und als Beispiel dafür herangezogen 
worden, „dass Städtebau keineswegs nur eine Angelegenheit für Planungsexperten ist, sondern 
vielmehr ein Thema, das die breite Bürgergesellschaft leidenschaftlich bewegt und zur Stellung-
nahme herausfordert.“ Sie werden sich erinnern: In München war kurz nach dem Jahr 2000 ein 
Hochhauseuphorie ausgebrochen. 200 Meter Höhe sollten für Hochhäuser kein Tabu mehr sein. 
Die Stadtgestaltungskommission diskutierte ein Projekt mit 230 Metern Höhe. Mit 9:9 Stimmen 
fand es ganz knapp keine Mehrheit. Eine Reihe von Hochhäusern mit weit über hundert Metern 
in Neuhausen, Solln und Steinhausen stand vor der Genehmigung; zwei, nämlich die Munich 
Highlight Towers von Helmut Jahn an der Nürnberger Autobahneinfahrt und das Hochhaus 
Uptown Munich von Christoph Ingenhoven am Georg-Brauchle-Ring waren zum Zeitpunkt des 
Bürgerentscheids bereits im Rohbau vollendet. Die Munich Highlight Towers stören seither die 
Sichtachse der Ludwig-/Leopoldstraße. Uptown Munich beschädigt die Olympialandschaft und das 
Schlossrondell Nymphenburg. 
 
Die Münchner Linie hatte lange eine Fortentwicklung der Stadtgestalt unter Beachtung der Origi-
nalität der Stadt bedeutet. Der Bruch mit dieser Linie war für jeden sichtbar geworden. Diesem 
Trend musste Einhalt geboten werden. Gefunden werden sollte ein Münchner Maßstab für die 
Höhenentwicklung. Er ergibt sich aus der Höhe der Türme des Liebfrauendoms. Die Frauenkir-
che kennzeichnet das Zentrum Münchens. Dies wurde in der Stadtplanung über die Jahrhunderte 
immer beachtet. Viele radiale Straßenzüge sind in ihrer Sichtbeziehung auf dieses historische 
Zentrum ausgerichtet. Die dominante Stellung soll im Stadtgefüge erhalten bleiben. 
 
Die Debatten von 2004 um die weitere Stadtentwicklung haben eine lange Phase ohne öffentli-
che Auseinandersetzung mit dem hektischen Baugeschehen in München beendet. Es war beein-
druckend zu sehen, wie sehr den Münchnerinnen und Münchnern ihre Stadt am Herzen liegt und 
dass sie durchaus bereit sind, sich für ihre organische Weiterentwicklung zu engagieren. Das ist 
für die Initiatoren Georg Kronawitter, Wolfgang Czisch, Richard Gebhard, Max von Heckel, Hans 
Günter Naumann, Florian Sattler und Ludwig Wörner die wichtigste Erkenntnis des Bürgerent-
scheids. Es gelang, die Münchner Stadtsilhouette zu schützen. Der Höhenwettbewerb der Inves-
toren konnte begrenzt werden. Der Zeitgeist à la Mainhattan wurde gebrochen. Heute gibt es in 
München keine Nachfrage mehr nach extrem hohen Gebäuden. 
 
Wütende Reaktionen aus der Politik auf das Ergebnis des Bürgerentscheids klangen bald ab. Die 
Haltung der Mehrheit der Bürger wurde akzeptiert. Oberbürgermeister Ude sicherte zu, dass der 
Bürgerentscheid auch über die gesetzliche Wirkung von einem Jahr hinaus beachtet werde. Der 
OB kündigte an, dass im Falle der Planung eines über hundert Meter hohen Gebäudes die Stadt 
die Bürger in einem Ratsbegehren konsultieren wird. Er verband dies mit der Absage an Hoch-
hausbauten in der Altstadt und innerhalb des Mittleren Rings. Eine Fortsetzung der Debatte und 
die Fortschreibung der Hochhausstudie und des Selbstverständnisses der Stadtplanung wurden 
zwar angekündigt, aber nicht weiter verfolgt.       Gernot Brauer 
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Arbeitskreis Stadt: Gestalt und Lebensraum hat sich  2009 auf Freiham konzentriert: 
 

Mit Ideen des Forums ist die Freiham-Debatte offene r geworden 
 
Wie urban kann und soll Freiham werden? Dieser Frag e ist der Arbeitskreis Stadt: 
Gestalt und Lebensraum des Münchner Forums nachgega ngen. Hier ein Bericht.  
 
Der AK hat sich vorgenommen, Eckpunkte für die Aufsiedlung und Verdichtung im Stadtgebiet 
München zu erarbeiten. Eine Exkursion zur Nachverdichtung des Hasenbergls mit Empfehlungen 
von Frau Prof. Christine Scheiblauer und nach Neuperlach mit Darstellungen von Prof. Ferdinand 
Stracke Ende 2008 diente dem Arbeitskreis zur Vorbereitung der Veranstaltung „Urbanität schaf-
fen! Über das Geheimnis, lebendige Städte zu planen“. Tübingen, zeigte sich dort, bekennt sich 
im Französischen Viertel zur Tradition der europäischen Stadt. Hohe Dichte regt soziale Kontakte 
an, Kleinteiligkeit als Entwurfs- und Gestaltungsprinzip bringt Abwechslung, konsequente Mischung 
von Funktionen und Bewohnerstruktur erreicht Vielfalt. Die Veranstaltung, moderiert von Ulla Am-
mermann, mit Tim von Winning und Stadtbaurätin Prof. Elisabeth Merk wurde stark beachtet. Ri-
chard Adam stellte dem Arbeitskreis außerdem die Siedlung in der Welfenstraße vor. Papiere von 
Martin Fürstenberg, Gerhard Meighörner und Christine Scheiblauer flossen in die Empfehlungen 
des Arbeitskreises Stadt für die Planung von Freiham ein: 
 
Forderungen an die Planung von Freiham für den Ausl obungstext der Wettbewerbe 
 

Oberziel: Die Perspektive München „kompakt - urban - grün“ soll auch für Freiham gelten. 
Freiham soll keine Schlafstadt werden, sondern ein lebendiger Lebensmittelpunkt seiner Bewoh-
ner. 
 
Hauptziele: 
1. Wesentliche für das Wohnen vorgesehene Stadträum e als Mischgebiete entwickeln. 
1.1  Die Trennung von Arbeiten und Wohnen überwinden. Leise und saubere Arbeitsplätze sollen 

ausdrücklich auch in und zwischen Wohngebäuden entstehen. 
1.2  Dazu in vielen Bereichen im EG eine Nichtwohnungsnutzung für Handel und Gewerbe, Ge-

meinschaft und künstlerische oder soziale Nutzung vorsehen und verbindlich festlegen. 
1.3  Entwicklungen um den Kern in Abschnitten ermöglichen, und zwar z.B. mittels einer Satzung, 

die sich eher an der früheren Münchner Staffelbauordnung orientiert als an starren Vorgaben. 
1.4  Gestaltungsrichtlinien erarbeiten, um die Besonderheit und einen ortstypischen Charakter 

der Neubausiedlung zu erreichen. Die Umsetzung dieser Richtlinien durch eine Gestaltungs-
kommission begleiten, in der der Bezirksausschuss Sitz und Stimme hat. 

1.5  Für einzelne Nutzerkreise vorhabensbezogene Bebauungspläne erstellen. 
 
2. Öffentliche Räume in zentraler Lage planen, ihre  urbane Entwicklung gezielt fördern. 
2.1  Variable Stadträume schaffen mit deutlich dichterem Kern in geschlossener Bauweise. 
2.2  Städtische, das heißt umbaute Plätze erlebbarer Größe und Dichte sowie andere Orte für 

den Aufenthalt im öffentlichen Raum vorsehen, die unverwechselbar sind. 
2.3  Öffentliche Gebäude und Häuser für Dienstleister ins Zentrum der Wohngebiete stellen, da-

mit Bürger sich bei der Schule, bei Einkäufen und bei Dienstleistern begegnen. 
2.4  Eher schmal und hoch bauen als lang und breit. Baugrundstücke an der Straße in flexiblem 

Regelmaß festlegen, ortsbezogene Parzellengrößen wählen. Die Lebendigkeit eines Straßen-
zugs hängt ab von der Straßenfront der Gebäude. 

2.5  Keine starren Baulinien vorsehen, sondern Baugrenzen mit Toleranzen. Vor-/Rücksprünge 
machen den Straßenraum lebendig und die Nutzung flexibel. Auch für Wandhöhen und Dach-
formen große Toleranzen zulassen. Durch Variabilität wird das Stadtbild spannungsreicher. 

 
3. Grundstücke vorrangig an Bauherrengemeinschaften  und Baugenossenschaften verge-

ben und in offener Gestaltung bebauen. 
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3.1  Die Selbständigkeit von Bauherren und Baugemeinschaften fördern. Barrieren für die Kreati-
vität beseitigen.  

3.2  Flächen für Modellvorhaben vorhalten, auf ihnen Antworten auf neue Gesellschaftsbewegun-
gen und den demographischen Wandel geben (z.B. Generationenwohnen, Frauenwohnen). 

3.3  Die Mitwirkungsmöglichkeiten für die Nutzer fördern (Eigentümer, Genossenschaftswohnen, 
Bildung von Baugruppen, Eigentumsbildung bei Wohnungen und Gewerbe, etc.) 

3.4  Auch kommerzielle Investoren, darauf verpflichten, dass ein durchmischtes Gebiet entsteht. 
3.5  Eine Vergabekommission schaffen, die die gesellschaftliche Mischung unterstützt und wie 

die Gestaltungskommission dem Ziel verpflichtet ist, Freiham unverwechselbar  zu machen.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Bild: 
 Planungsreferat  

 

4. Die Erschließung so gestalten, dass fußläufige B eziehungen sinnfällig + attraktiv sind.  
4.1  Durch die Stadtgestalt für ein lebendiges Zentrum sorgen. Leitprinzip ist die Stadtgestaltung 

und nicht der Verkehr. Dieser ist zu gewährleisten, hat aber eine dienende Aufgabe.  
4.2  Das Straßenraster der angrenzenden Altbebauung aufnehmen und fortführen.  
4.3  In den Straßenräumen Begegnungszonen ohne Bürgersteige und andere Abgrenzungen 

schaffen, in denen Fußgänger, Radfahrer, Autofahrer und der ÖPNV gleichberechtigt sind. 
4.4  Wege zwischen Wohnung und Pkw-Stellplatz von der Länge des Weges zur ÖPNV-Halte-

stelle sind – wenn nötig – zumutbar. 
4.5  Stadtbildprägende Abstellflächen für Automobile vermeiden. Vor Privatwohnungen Vorgärten 

schaffen, gewerblich genutzte Erdgeschosse jedoch ohne Abstandsgrün erschließen. 
---------------------------------------------------- 

Dieses Papier wurde dem zuständigen Bezirksausschussvorsitzenden, Stadtrat Josef Assal, und 
dem Arbeitskreis-Leiter Freiham des Bezirksausschusses, Peter Malter, vorgestellt. ÖDP-
Stadträtin Mechthild von Walter hat diese Empfehlung als Antrag in den Stadtrat eingebracht. 
Das Papier wurde mit der im Planungsreferat zuständigen Arbeitsgruppe und mit der Stadtbaurä-
tin besprochen. Seither ist die Diskussion um Freiham offener geworden. 
 

Der Arbeitskreis rüstet sich seit der Sommerpause 2009, Einwände rechtlicher und administrati-
ver Art aus Stadtplanung und Stadtrat durch ein interdisziplinäres Symposion „Planungsprozesse“ 
mit Hilfe der Professoren Kyrein und Berten zu bearbeiten. Hier soll nach der geglückten Münch-
ner Regelung zur Überwindung der Stagnation der „Sozialgerechten Bodennutzung“ ein weiterer 
Schritt zur Gewinnung städtebaulicher Handlungsoptionen erarbeitet werden. Eine Veranstaltung 
hierzu ist für Anfang 2010 vorgesehen. Weiter verfolgt der Arbeitskreis die Innenverdichtung der 
Stadt. Ziel ist es, auch dazu ein Arbeitspapier zu erstellen und zur Diskussion zu bringen. Eine Ex-
kursion nach Ulm zu Baubürgermeister Alexander Wetzig ist für den 15. Januar bereits fest ver-
abredet. Innenstadtexkursionen werden vorbereitet.    Wolfgang Czisch
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München bleibt ein teures Pflaster – dabei liegen d ie Einkommen keineswegs hoch: 
 

In München zu leben ist und bleibt ein oft unfreiwi lliger Luxus 
 

Wer in München lebt, verdient durchschnittlich weni ger als in anderen deutschen 
Großstädten, muss aber besonders für seine Wohnunge n deutlich mehr bezahlen 
als anderswo. Das bestätigen neue Untersuchungen.  
 

 
 

Mieten in deutschen Großstädten im Vergleich zum Einkommen.        Abb: empirica / IDN 

Das durchschnittlich 
verfügbare Einkom-
men eines Münchner 
Haushalts liegt mit 
3.277 Euro im Monat 
leicht unter dem in 
Köln und deutlich nie-
driger als in Bonn, in 
Düsseldorf oder Ham-
burg. Für die Miete 
muss ein Münchner 
Durchschnittshaushalt 

aber mehr aufbringen, prozentual über 22 Prozent im Vergleich zu 13,7 bis 16 Prozent in den Ver-
gleichsstädten. Das zeigen neue Untersuchungen. Da München weiter wachsen soll (vgl. die Ein-
wohnerprognose unten), dürfte der Druck auf die Preise nicht nachlassen. Sich München leisten 
zu können wird nicht selten zum unfreiwilligen Luxus.  
 

  
 
Wohnungskaufpreise und Mieten in deutschen Großstädten: München ist und bleibt Spitze.                 Abb.: empirica 
 

  
 

Einwohnerprognose München (links) und Wohnungsverkäufe in München (dunkle Balken rechts) im Vergleich mit dem 
Durchschnitt der deutschen A-Städte.                                                                                                 Abb.: BulwienGesa 
 

Wie die Entwicklung nach Prognosen der Immobilienbranche weiter gehen wird, zeigen die Kur-
ven auf der folgenden Seite. Sie weisen steil aufwärts und bestätigen, dass Mieten und Kaufprei-
se dem Einkommen in München davon laufen werden.   
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Abb.: BulwienGesa 

Für mindestens gleich bleibenden, wenn nicht 
wachsenden Druck sorgt im Münchner Woh-
nungsmarkt die weiter überproportional stei-
gende Zahl der Haushalte. Im Klartext: Immer 
mehr Menschen leben in einer Wohnung allein. 
Aus den derzeit rund 790.000 Münchner Haus-
halten könnten bis 2020 über 830.000 werden, 
ein Zuwachs von 40.000 in nur gut einem Jahr-
zehnt – ohne dass die Zahl der Menschen im 
gleichen Zeitraum mit steigen muss. Zwar wird 
praktisch überall in München gebaut; die Über- 

 

 
 

Quelle: BulwienGesa 
 

sicht zeigt rot Wohnbauten, die in diesem Herbst errichtet wurden, blau konkret geplante und gelb 
derzeit überlegte. 2008 wurden in München aber weniger als viertausend Wohnungen fertig ge-
stellt (die Planziffer für Baugenehmigungen der Stadt liegt bei 7.000), und 2009 dürfte die Zahl 
nicht wesentlich höher gewesen sein.  
 
Die BulwienGesa AG rechnet damit, dass Wohnimmobilien in den kommenden Jahren in München 
um die sechs Prozent Rendite erwirtschaften werden und dass sich die Mietpreise für Büros, die 
2009 um durchschnittlich 16 Prozent eingebrochen sind, 2010 wieder zu erholen beginnen, 2011 
den break even point erreichen und 2012 höher klettern werden als die Erträge aus der Wohnungs-
vermietung.                     GBr 
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Immer mehr neue Luxuswohnungen finden in München zi emlich mühelos Absatz: 
 

Preise bis über 10.000 Euro pro Quadratmeter kein P roblem 
 

Luxuswohnungen sind in München nach wie vor ein gut es Geschäft: Je exklusiver 
die Preise, desto zügiger gehen neue Top-Wohnungen weg. Derzeit entstehen drei 
solche Objekte: In der Maxvorstadt, am Altstadtring  und in Alt-Bogenhausen.  
 

In der Maxvorstadt wurden im Sommer Nachkriegsbauten an der Augustenstraße abgerissen. An 
der Straße entstehen hinter einer voll verglasten Fassade Eigentumswohnungen, in mehreren 
Rückgebäuden sogenannte Stadthäuser mit Dachterrassen, Möglichkeiten zu offenen Kaminen 
in jedem Haus und auf Wunsch auch mit eigener Sauna direkt neben dem privaten Bad. Bauwerk 
Capital vermarktet diese Wohnungen vom Reißbrett weg und findet die Nachfrage lebhaft.  
 

  

Allein die vier Atelierhäuser (Bild rechts) sol-
len 5,6 Millionen Euro einbringen. Die zehn 
Wohnungen an der Straße mit Größen von 
36 bis knapp unter 200 Quadratmeter (links) 
stehen mit kalkulierten 7,7 Millionen in den 
Büchern. Happige Einzelpreise liegen also 
zugrunde – in dieser bevorzugten Lage nicht 
weit von den erfolgreich verkauften Lenbach-
gärten offenbar kein Problem. 

 

An der Zwingerstraße betreibt München Stadtreparatu r: Eine Verkehrsschneise verschwindet 
 

Am Altstadtring entsteht derzeit ein nicht ganz so exklusiver, in seinen Erker- und Dachwohnun-
gen aber ebenfalls hochpreisiger Neubau an einer Stelle, die lange für Debatten gesorgt hat. Die  
 

  
 

Die Gebäude an der Zwinger- Ecke Frauenstraße früher und künftig.              Bilder: Patrizia 
 

   
 

An der Stelle des Neubaus (links in rot die kommende Gebäudekontur) hatte die Stadt zunächst Richtungsfahrbahnen 
des Altstadtrings angelegt, diese später aber wieder beseitigt. Eine Brandmauer bekam ein gebäudehohes Wandbild, 
das der Künstler R. Haas (Bild Mitte zusammen mit Patrizia-Manager David Christmann links und OB Christian Ude) 
1978 anlegte und für zehn Jahre geschützt bekam. Rechts die wiederkehrende Blockstruktur.                Bilder: Patrizia 
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Zwingerstraße musste in den 1970er Jahren als Teil des Altstadtrings herhalten, ehe dieser wie-
der komplett in die Frauenstraße verlegt worden war. Eine sehr prominent stehende Brandmauer 
geriet zum gebäudehohen Wandgemälde des Künstlers R. Haas. Auch nachdem das eingeräum-
te Nutzungsrecht von zehn Jahren abgelaufen war, pochte der Maler auf sein Urheberrecht – ver-
gebens, denn nun wird an die Brandmauer wieder angebaut. Auf dem nur 900 Quadratmeter gro-
ßen Grundstück entstehen bis zum Herbst 4.200 qm BGF mit Wohnungen, die bis zu über 250 qm 
groß werden. Unter die 15 Wohnungen, vier Büros und drei Läden kommt selbstredend eine Tief-
garage, allerdings ohne Rampe; die beengten Verhältnisse lassen nur einen Autoaufzug zu.   
 

 
 

So sieht heutzutage eine „Villa“ aus.        Bilder: Frankonia 

Besonders luxuriös geht es in einem Neubau-
projekt der Frankonia Eurobau in Alt-Bogen-
hausen zu. Auf einem freigeräumten Areal 
zwischen Bestandsbauten entstehen eine so-
genannte Villa mit Eigentumswohnungen und 
auf der anderen Seite desselben Grundstücks 
ein weiteres Haus mit Kaufwohnungen in der 
Törringstraße. Die dortigen Wohnungen, zwi-
schen zwei Geschäftsgebäuden gelegen (Bild 
unten rechts), gehen für rund 7.600 Euro pro 
Quadratmeter zwar nur etwas zögerlich weg, 
die weit exklusiveren Eigentumswohnungen in   

der „Villa“ (Bild oben) fanden zu Preisen von 
mehr als 10.000 Euro pro Quadratmeter aber 
sofort ihre Käufer. Die dortigen 14 Eigentums-
wohnungen von 170 bis zu 357 Quadratmetern 
(bei Dachterrassen-Penthäusern) haben teilwei-
se eigene Einliegerwohnungen. Das Haus Tör-
ring mit 17 Wohnungen von 42 bis 210 Quadrat-
metern sieht ebenfalls vor, dass kleinere Appar-
tements auf gleicher Etage größeren Wohnungen 
zugeschlagen werden können. Insgesamt entste-
hen ca. 5.600 Quadratmeter Wohnfläche, die sich 
auf 17 Wohnungen im Haus Törring und 14 Woh-
nungen in der Villa Montgelas verteilen.        GBr  
 
 
 
Und was geschieht für Otto Normalverbraucher? Antwo rten gibt die städtische GWG: 
 

Stadterneuerung geschieht auch im Bereich Sozialwoh nungen 
 

Die städtische Wohnbaugesellschaft GWG ist um ihren  Job nicht zu beneiden: Trotz 
der exorbitanten Münchner Preise soll sie bezahlbar en Wohnraum zur Verfügung 
stellen. Eine Antwort heißt Verdichtung auf städtis chem Grund. 
 

 
 

             Quelle: Sozialwohnungsdatei / GWG 

Ein Blick auf die Wohnungsstatistik (Grafik links) macht auf 
einen Blick klar, wo die Münchner Mieter und deren kom-
munal gesteuerte Vermieter der Schuh drücken muss: Der 
Bestand an Sozialwohnungen (hellblau) geht kontinuierlich 
zurück. Der Bedarf nach bezahlbarem Wohnraum ist aber 
nicht kleiner geworden. Neue Sozialmietwohnungen müs-
sen her, damit Durchschnittsverdiener nicht immer öfter 
aus München verdrängt werden. Eine Antwort der GWG 
heißt Verdichtung: Alte, nur noch mit unverhältnismäßigem 
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Aufwand modernisierbare Wohnbauten werden abgeris-
sen; neuere und dichtere Quartiere entstehen. Seit 2000 
hat die GWG 1.750 Wohnungen neu errichtet und 1.550 
durchgreifend modernisiert. Bis 2014 kommen weitere 
1.290 Neubauwohnungen und gut 330 Modernisierungen 
hinzu. So entsteht auf der vorhergehenden Seite der kur-
ze gelbe Balken links über dem hellblauen Bestand (dun-
kelblau sind die nicht mehr mietpreisgebundenen ehema-
lige Münchner Sozialwohnungen markiert).                GBr 

 

  
 

Aufstockungen schaffen mehr Wohnraum, ohne mehr Fläche zu verbrauchen.                                            Bilder: GWG 
 

  
 

Beispiel Maikäfersiedlung: Seit den 1990er Jahren hat die GMW hier abgerissen und neu gebaut.              
 
Wo sinnvoll wird auch verdichtet. So bebaut die GWG im Hasenbergl einen bisherigen Parkplatz.  
 

  
 

Parkplatz-Areal im Hasenbergl jetzt (links) und künftig.                                                        Alle Bilder dieser Seite: GWG 
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Im Westend entsteht auf dem Areal des früheren Tram bahndepots ein Wohngebiet: 
 

Stadtwerke geben Grundstücke ab – 500 Wohnungen kom men 
 

Gut Ding will Weile haben. Obwohl die Stadtwerke Mü nchen ihr Trambahndepot an 
den Westendstraße schon in den frühen 1990er Jahren  aufgegeben hatten, dauerte 
es rund zwei Jahrzehnte, bis auf diesem 43.700 Quad ratmeter großen Areal – von 
dem 27.000 bebaut werden – Menschen einziehen könne n.  
 
Denn zunächst war offen geblieben, ob in den früheren Hallen ein Trambahnmuseum eingerich-
tet werden würde. Es kam dann aber in einen anderen Stadtteil. Erst 2003 gaben die Stadtwerke 
grünes Licht zur Verlagerung und beschlossen folglich auch, das Gelände für Neubauten zur Ver-
fügung zu stellen. Einen städtebaulichen Eckdatenbeschluss fällte der Stadtrat dazu Mitte 2006. 
Ein Architektenwettbewerb folgte. Ende 2007 entschieden ihn Glaser Architekten für sich. Sie über-
zeugten mit der Idee eines Hochhauses am U-Bahnhof gegenüber dem bereits stehenden Hoch-
haus der Seniorenresidenz Westpark, mit Wohnblocks im Zickzack die Westendstraße entlang und 
mit U-förmigen Bauten auf dem weiteren Areal mit privaten Bewohnergärten und grünen Dächern 
sowohl im zweiten wie im sechsten Obergeschoss sowie einem großen südwestlichen Streifen, 
der als grüne Wiese frei bleiben wird.  
 

  
 

An der Stelle früherer Trambahnhallen (links) entsteht ein Wohnquartier.           Bilder: Hist. Verein Laim  (li.) und SWM 
 
Dann rückten Abrissbagger an. Bis Ende 2008 waren die alten Gebäude entfernt und der Boden 
saniert. Ein Bebauungsplan, eine Umweltprüfung und eine Stadtbildverträglichkeitsuntersuchung 
folgten. Danach stand fest: Hier entsteht ein allgemeines Wohngebiet mit rund fünfhundert Woh-
nungen. Dazu werden rund 35.000 Quadratmetern Geschossfläche errichtet. Am U-Bahnhof hat 
die Stadt ein Kerngebiet mit nochmals halb so viel Fläche für Büros, den Einzelhandel und zum 
Teil wiederum Wohnen ausgewiesen. Knapp 5.000 Quadratmeter beansprucht die soziale Infra-
struktur, zu der eine vollstationäre Pflegeeinrichtung in unmittelbarer Nähe zur U-Bahn mit über 
hundert Pflegeplätzen gehört. Außerdem wird es zwei Kindertagesstätten geben, eine Erziehungs-
beratungsstelle, Spielflächen für Kinder und Jugendliche und nicht zuletzt eine große grüne Wiese.  
 

Großzügige öffentliche Grünbereiche sowie Bewohnerg ärten und grüne Dächer 
 

Mehr als zehntausend Quadratmeter groß werden private Grünflächen sein, die Hälfte davon 
Dachgärten in den 2. und 6. Obergeschossen. Die öffentlichen Grünflächen sind mit gut 12.000 
Quadratmeter sogar noch größer. Am U-Bahnhof soll sich ein Quartierszentrum entwickeln. Mit 
dieser Stadtentwicklung kommt die Bebauung Laims zu einem gewissen Abschluss. Denn die 
einzige noch verbleibende große Leerfläche ist das direkt neben diesem Neubaugebiet liegende 
und ebenfalls den Stadtwerken gehörende 33.000 Quadratmeter große Busdepot. Das braucht 
die MVG auch künftig selbst. Das frühere Tramgelände dagegen wird an Bauträger veräußert.     

Gernot Brauer 
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Arbeitskreis Bauleitplanung kritisiert den Umbau de s Heizkraftwerks Müllerstraße: 
 

Störung der Stadtgestalt öffentlich und Alpenblick privatisiert? 
 

Der Arbeitskreis Bauleitplanung des Münchner Forum wehrt sich gegen die Pläne 
der Stadt, das frühere Heizkraftwerk Müllerstraße l ediglich zu einem Wohnturm um-
bauen zu lassen, ohne wie versprochen die oberste E tage für die Bürger zu öffnen. 
 

Das Heizkraftwerk in der Müllerstraße befindet sich im Münchner Gärtnerplatzviertel. Es ging 
1955 in Betrieb und versorgte bis zur Stilllegung Ende 2001 große Teile der Münchner Innenstadt 
mit Fernwärme, die jetzt vom Heizkraftwerk Süd an der Brudermühlstraße geliefert wird. Von An-
fang an stellt das Heizkraftwerk an der Müllerstraße einen störenden Fremdkörper im klassizis-
tisch geprägten Gärtnerplatzviertel dar. Seine Lage am Rand des westlichen Gärtnerplatzviertels  
 

 
Karte: muenchen.de 

verschärft dies noch – eine schwer wiegende 
Störung des Stadtgefüges (roter Kreis unten im 
Bild): Das Heizkraftwerk verlässt nicht nur die 
klassische Blockrandbebauung, sondern beein-
trächtigt mit dem Technikturm auch die Stadt-
silhouette des Gärtnerplatzviertels empfindlich. 
Die kleine Grünanlage vor dem Turm und da-
neben wirkt künstlich und ohne Bezug zur 
Nachbarbebauung und zum Quartier. Wegen 
der Energieversorgung musste diese Störung 
hingenommen werden. Die Abschaltung des 
Heizkraftwerkes Müllerstraße bietet aber eine 
wertvolle Chance für eine Stadtreparatur. 

 

Doch statt diese zu nutzen, bleibt mit dem Bebauungsplan Nr. 1999 diese Störung erhalten und 
wird geradezu zementiert. Die Wiederherstellung der Wohnnutzung stellt zwar gegenüber der 
„Vorbehaltsfläche Energie“ eine Verbesserung dar, unverständlich ist aber die Erhaltung oder gar 
der Abbruch und Neubau des Turms. Denn der Bebauungsplan setzt den Baukörper des Turms 
fest. Wäre dies nicht auch im Rahmen eines „erweiterten Bestandsschutzes“ möglich gewesen, 
der zumindest Abbruch und Neubau verhindert hätte? Wie sehr hatten sich viele Menschen nach 
dem Ende des Heizkraftwerkes die Wiederherstellung der das Stadtviertel prägenden Blockrand-
bebauung und die Einbeziehung der historisch nicht vorhandenen Grünanlage an der Müllerstra-
ße vor dem „Turm“ gewünscht. Wird der „Technik-Turm“ in neuer Form erhalten oder als Wohn-
turm gar neu gebaut, dann fordert der Arbeitskreis Bauleitplanung des Münchner Forums eine 
öffentliche Nutzung der obersten Turmebene, wie es auch seinerzeit im Wettbewerb versprochen 
wurde. Wenn die Störung der Stadtgestalt durch den „Turm“ weiterhin öffentlich bleibt, soll der 
Alpenblick und der Blick auf die Altstadt nicht privatisiert werden. 
 

 
 

Bild: Zimmer 

Es darf nicht unerwähnt bleiben, dass es in 
der Münchner Innenstadt einen zweiten, ver-
gleichbaren Schandfleck gibt: Das nur noch 
zu Spitzenlasten genutzte Heizkraftwerk The-
resienstraße. Wie störend es in der Stadtsil-
houette wirkt, zeigt das Foto links vom Mo-
nopteros aus. Hier sind die Stadtwerke ge-
fordert, auf die reduzierte Anforderung zu 
reagieren, den obsolet gewordenen Tech-
nikturm zurückzubauen und damit einen Bei-
trag zur Stadtreparatur in der Maxvorstadt 
zu leisten. Nicht nur die Besucher des 
Monopteros werden ihnen dies danken.   

               Wolfgang Zimmer 
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Was sagt ein Vergleich Münchens mit Berlin über die  Baukultur in den Städten? 
 

Die energiegerechte Stadt ist noch lange nicht sozi al verträglich 
 

Der energieeffiziente Umbau unserer Städte ist eine  Jahrhundertaufgabe – und ent-
sprechend teuer. Rathäuser, die zugleich eine sozia l verträgliche Stadtentwicklung 
verfolgen, kommen dabei schnell an Grenzen, an dene n sich das ökologische Ziel 
am ökonomischen die Zähne ausbeißt. Wird der energe tische Stadtumbau in wohl-
habenden Stadtvierteln von Eigentümern und Mietern finanziert, während ärmere 
Quartiere vergammeln? Das ist immerhin möglich, wie  ein Gespräch der Münchner 
Stadtbaurätin Elisabeth Merk mit der Berliner Grüne n-Abgeordneten Franziska 
Eichstätt-Wohlig zur Baukultur am 17.12.2009 im Mün chner Literaturhaus zeigte. Die 
Berliner Politikerin brachte dazu ein Klimawohngeld  ins Gespräch.  
 
Stadtbaukultur wird oft auf gestalterische und architektonische Aspekte reduziert. Die Berlinerin 
Eichstätt-Wohlig plädiert dafür, die Debatte um Stadtbaukultur darauf nicht zu reduzieren: „Kultur 
bedeutet im Wortsinne ‚pflegen‘, heißt Bewahrung der Schöpfung und der Lebensqualität.“  
 
Unter diesen weiter gefassten Begriff fällt das neue Klimaschutzgesetz: Es legt fest, dass Eigen-
tümer auch ohne finanzielle Zuschüsse Häuser energetisch sinnvoll renovieren müssen. Das wird 
für die Bürger nicht nur sehr teuer; Eichstätt-Wohlig sprach auch von einem Stück „sozialistischer 
Planwirtschaft“ über die Köpfe der Betroffenen hinweg. Bündnis 90/ Die Grünen versuchen des-
halb gemeinsam mit den Berliner Kammern und Umweltorganisationen ein Gegenmodell zu entwi-
ckeln. Es ist noch in der Diskussion. 
 
Fest steht: Häuser mit dem schlechtesten Energiestandard sollen nach Vorgaben des Energie-
passes auf ein noch zu definierendes Niveau gebracht werden. Merk und Eichstätt-Wohlig waren 
sich einig, dass der Schwerpunkt der energetischen Sanierung im Bestand zu liegen habe, nicht 
so sehr bei Neubauten. In Berlin spielen Neubauten von Wohnraum kaum noch eine Rolle. Des-
halb muss besonders der Bestand saniert werden. Dafür gebe es in Deutschland noch zu wenig 
Beispiele. Als vorbildlich gilt Freiburg.  
 
Zur Bestandssanierung hat die rot-grüne Regierung bundesweit das Programm Soziale Stadt 
eingeführt. Der Stadtumbau West hat für die Umstrukturierung vieler Infrastrukturbrachen ge-
sorgt, nicht zuletzt für die Transformation nicht mehr genutzter Industrie- und Eisenbahnflächen. 
Derzeit hat die Stadtpolitik nach Eichstätt-Wohligs Einschätzung den Städtebau allerdings nur 
teilweise im Griff. Es gebe immer noch die alten Ost/West-Gesellschaftsstrukturen. In Berlin wür-
den die Debatten etwa um den Palast der Republik bzw. das alte/neue Stadtschloss besonders 
von den Ostdeutschen vorrangig als kulturelle Dominanz des Westens über den Osten verstan-
den. 
 
Freiräume in der Stadt nicht zubauen, sondern erhal ten – Votum gegen „Überverdichtung“ 
 
Wie geht man mit Freiräumen in der Stadt um? Vorsichtig, forderte Eichstätt-Wohlig. Sie warnte 
vor Überverdichtung. Dabei sind die Voraussetzungen in Berlin und München völlig unterschied-
lich: In Berlin gibt es große Brachflächen auch mitten in der Stadt, in München dagegen kaum.  
 
Berlin ist eine außerdem stagnierende Stadt. Trotzdem spüre man einen „Entwicklungsdruck, ei-
ne Panik“, so Eichstätt-Wohlig: Noch immer werden Brachflächen von Investoren zugebaut, auch 
wenn es in der Hauptstadt derzeit schon eine Million Quadratmeter leer stehende Büroräume gibt, 
u.a. am Potsdamer Platz. Trotzdem werden weitere Immobilien nun direkt nebenan am Leipziger 
Platz mit einer GFZ bis zu 5,0 errichtet. Eine „planerisch riesige Innovation“ ist auch Mediaspree, 
eine Mega-Baustelle in Friedrichshain und Kreuzberg. Sie verschlingt Stadtbrachen, die sich viele 
innovative Initiativen und sozial alternative Lebensmodelle zeitweilig angeeignet hatten.  
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So wird zentral gelegener und günstiger Nutz-/Wohnraum vernichtet. Das schafft soziale Konflikte. 
In München dagegen gibt es derartige Freiräume kaum; hier ist Merk zufolge „der Eintrittspreis ins 
Vergnügen so hoch, dass man sehr klug sehen muss, wie man den Platz ausnutzt.“ In einer Stadt 
wie München könne man Freiräume nur durch weitere Verdichtung schaffen, stimmten beide Frauen 
überein.  
 
Energetisch zu sanieren sind nicht nur Viertel für Besserverdienende mit höheren Mieten 
 

In Berlin sind die Mieten durchschnittlich nur halb so hoch wie in München. Wie kann man ener-
getisch sanieren und trotzdem solche billigen Mieten erhalten? Das ist für Eichstätt-Wohlig eine 
Schlüsselfrage der kommenden Jahre. Die Berliner Grünen-Abgeordnete hält es nämlich für 
möglich, dass energetisch sanierte Viertel für Besserverdiendende entstehen, während in Vier-
teln für einfache Leute das Geld dazu fehlt. Sie verlangte, die energetische Sanierung modellhaft in 
die Städtebauförderung zu integrieren und wenn nötig ein Klimawohngeld für diejenigen zu schaf-
fen, die sonst aus energetisch sanierten Wohngegenden mit danach höheren Mieten verdrängt 
werden würden.  
 
Weit stärker als in München sind es in Berlin private Baugruppen, die solche und ähnliche Sanie-
rungsprojekte realisieren. Sie müssten unterstützt werden, denn sie machten Bestandsquartiere 
zukunftsfähig. Dabei sollte das Auto keine so dominante Rolle mehr spielen, sagte die Berliner Ge-
sprächspartnerin von Elisabeth Merk. In Berlin kommen auf je tausend Einwohner nur 320 Autos; in 
München sind es fast doppelt so viele. Vehement sprach sich Franziska Eichstätt-Wohlig dafür aus, 
Stellplatzverpflichtungen auch in München zu streichen, und Stadtbaurätin Elisabeth Merk pflichtete 
ihr bei: „Wir brauchen sogar eine Stellplatzbegrenzungssatzung.“ 
 
Woher kommen in Berlin städtebauliche Impulse, fragte Wolfgang Czisch vom Münchner Forum 
zum Abschluss. In den 1980er und 90er Jahren gab es sie vor allem in den Gründerstadtquartie-
ren im Ostberliner Bezirk Mitte, erklärte Eichstätt-Wohlig. Baugruppen und Nutzer eigneten sich 
Räume kreativ an oder nutzten sie zwischen – legal oder illegal – und setzten sie dazu Instand. 
Innovation kam deshalb oft von den Bürgern, weniger von Großinvestoren. In den 1990er Jahren 
hat der Berliner Senat dann besonders Stadthäuser und andere private Einzelinvestitionen geför-
dert. Im Übrigen gibt es ähnlich wie das Münchner Forum auch in Berlin ein Stadtforum. Es setzt 
nach Eichstätt-Wohligs Urteil jedoch keine vergleichbar aktiven Impulse.      Saskia Brauer 
 
 
 
Tram 23 eröffnet: Das neue Gleispaar schließt eine Bedienungslücke im Norden 
 

 
 

Die Linienführung der Tram 23 (rot).                            Bild: Planungsreferat 

Die Tram 23 ist in Betrieb. Die Li-
nie erschließt vor allem die Park-
stadt Schwabing (farbig markierte 
Stadtquartiere). Die Skizze links 
zeigt die Einzugsbereiche der U-
Bahnhöfe (schwarze Kreise) und 
der Tram-Haltestellen (rote Kreise). 
Kontrovers diskutiert wird die Ge-
staltung des Bahnhofsdaches über 
der Münchner Freiheit (wir berich-
teten kritisch). Langfristig soll die 
Tram 23 weiter in den Münchner 
Norden verlängert werden und bis 
ins Hasenbergl verkehren.     GBr 
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Die Jahresausstellung 2010 des Planungsreferats in der Rathausgalerie steht heuer 
unter dem Motto Klimaschutz und Klimawandel. Vorgestellt wird die Münchner Leitlinie Ökologie. 
Die Ausstellung wird am 14. Januar um 19 h eröffnet. Danach ist sie jeweils von 11-19 h offen.  
 
Transport und internationale Klimapolitik  heißt ein Vortrag von Dr. Andreas Kopp, Lead 
Economist World Bank Group, in der Reihe „Verkehr aktuell“ der Technischen Universität Mün-
chen, Institut für Verkehrswesen, in Verbindung mit dem Deutschen Museum Verkehrszentrum 
am Donnerstag, 14. Januar, 18.30 h im Verkehrszentrum. Parkraummanagement. Lösung 
für den (ruhenden) Verkehr? “ lautet das Thema am Donnerstag 28. Januar, 18.30 h. Diese 
Podiumsdiskussion wird ebenfalls im Verkehrszentrum von Green City organisiert.  
 
Rückschau: DeutscherStädtebaupreis 2008 präsentiert  prämierte Bauten in München 
 

 

2008 ging der Deutsche Städtebaupreis für das Jüdischen Zentrum nach 
München. Zum Abschluss einer Präsentationstournee sind die ausge-
zeichneten Arbeiten bis Ende Januar im Plantreff an der Ecke Blumen-
straße und Angertorstraße zu sehen. Zur Ausstellungseröffnung sprach 
Kulturreferent Hans-Georg Küppers (links). Die Ausstellung ist  bis Ende 
Januar am Montag, Dienstag und Donnerstag von 10 bis 17 Uhr und am 
Freitag von 10 bis 14 Uhr geöffnet. Mittwochs ist sie geschlossen.  
 

 
Vorschau: Bürgerbeteiligung – ein unerlässlicher We g zur Zukunftsgestaltung: 
 

Was leistet die Bürgerbeteiligung? Näheres am 21.1.  im Rathaus 
 

„Stadtgestalt und Bürgerwille“ – unter diesem Titel  findet am 21. Januar um 18.30 
Uhr im großen Rathaus-Sitzungssaal eine weitere Ver anstaltung der Münchner 
Zukunftsreihe des Oberbürgermeisters statt, diesmal  in Kooperation mit dem 
Münchner Forum. Bürgerbeteiligung ist das Herzblut des Münchner Forums seit 
nun über 40 Jahren. Und Streiten für München will g elernt sein.  
 

Die Stadt und das Forum nähern sich diesem Thema von zwei Seiten: Die Stadt will in Erfahrung 
bringen, was gute Beteiligung ist, zu welchem Zeitpunkt und in welcher Form sich mit den Bürgern 
eine Diskussion um Stadtgestalt führen lässt. Das Münchner Forum stellt die Frage nach Form und 
Art hinten an. Für das Forum ist die Ernsthaftigkeit wichtig, mit der Verwaltung und Politik Beteili-
gung auch wirklich wollen und die Ergebnisse respektieren – auch wenn diese nicht auf der Linie 
liegen. Denn über Geschmack und qualitätsvollen Städtebau lässt sich trefflich streiten. 
Rechtliche Verfahren wie z.B. die Beteiligung nach dem Baugesetzbuch, auf die sich Behörden 
gerne zurückziehen, reichen deswegen nicht immer aus. Wenn sich abzeichnet, dass ein Vorha-
ben auf lebhaftes Interesse in den Medien, auf Bürgerversammlungen stößt, dass sich Bürgerini-
tiativen dagegen bilden, wäre es unklug, sich auf das rechtliche Minimum zurückzuziehen und so 
lediglich der Form Genüge zu tun. Mit dem Instrument des Bürgerentscheids hat sich zudem eine 
neue Option des bürgerschaftlichen Einflusses eröffnet, die eifrig genutzt wird. Dabei haben Pro-
jekte der Stadtplanung – meist sind es größere Vorhaben und solche mit weitreichender Bedeu-
tung für die Stadt – mit 30% im Bundesgebiet den ersten Rang inne, gefolgt vom Stadtverkehr. 
Gerade Bauvorhaben im öffentlichen Raum erzeugen bei den Bürgern ein beachtliches Interesse.  
Bürgerbeteiligung ist immer eine Gratwanderung zwischen den Ansprüchen von Fachleuten, der 
Politik und den häufig divergierenden Interessen und Ansprüchen der Bürgerinnen und Bürger. 
Am Ende eines Beteiligungsprozesses sollte eine win-win-Lösung für alle stehen – gerade im kon-
fliktbeladenen Planungs- und Baubereich eine bestechende Lösung.     Ursula Ammermann  
 

Anmeldung für diese Veranstaltung bitte an das Plan ungsreferat per email unter  
zukunft@muenchen.de . Die Platzanzahl ist begrenzt. 
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Leserbriefe 
 
So sehr wir die Stadt in Maßnahmen gegen die Feinstaubbelastung  unterstützen, so sehr kriti-
sieren wir seit nunmehr über vier Jahren, dass die Stadt den Anforderungen nicht gerecht wird. 
Beispielsweise war die vom Bund Naturschutz unterstützte Klage eines Anwohners nötig, um 
Stadt und Regierung von Oberbayern überhaupt davon zu überzeugen, dass die Grenzwerte tat-
sächlich Grenzwerte sind und nicht unverbindliche Richtwerte. Seit 2002 ist die entsprechende 
Richtlinie in deutsches Recht überführt, seit 2005 wären die Grenzwerte einzuhalten. Noch immer 
sind wir davon aber weit entfernt. Gleiches droht übrigens auch bei den Stickoxiden (NO2), für die 
ab nächstem Jahr ebenfalls Grenzwerte einzuhalten sind, was bisher ebenfalls weitgehend ignoriert 
wird. Hauptquelle (auch hier): Der motorisierte Verkehr. Der Teufel steckt bei dieser Diskussion 
(die ja auch um die Wirksamkeit der Umweltzone geführt wird) im Detail. Einerseits argumentiert 
z.B. die Stadt oder IHK oder CSU oder FDP damit, dass der Großteil der Belastung nicht lokalen 
Ursprungs ist. Andererseits konnte bisher noch niemand glaubhaft darlegen, wie dann der sprung-
hafte Anstieg der Feinstaubbelastung im morgendlichen Berufsverkehr zu erklären ist. So lange 
das Landesamt für Umweltschutz die Messwerte noch im Drei-Stunden-Mittel darstellte, war dies 
klar zu erkennen. Seit dem Wechsel zum sogenannten gleitenden Mittelwert kann man das leider 
nicht mehr so ohne weiteres erkennen. In Erinnerung rufen möchte ich auch, dass es bei Feinstaub 
keine untere Grenze gibt, ab der Feinstaub nicht mehr gefährlich ist. Die diskutierten Grenzwerte 
stellen bereits einen Kompromiss zwischen gesundheitlicher Notwendigkeit und politischer / wirt-
schaftlicher Umsetzbarkeit dar.           Martin Hänsel 
 
 
 
Seit kurzem stehen den Stadträten die Details der Vergleichsuntersuchung Südring versus 2. 
Stammstrecke zur Verfügung. Ich habe besonders die Details der Intraplan-Verkehrsuntersuchung 
analysiert und Interessantes zu Tage gefördert. So ist die innerstädtische – d.h. auf das Gesamtge-
biet der Stadt München bezogene – Verkehrsverlagerungswirkung aller Varianten denkbar schwach: 
Die Werte schwanken zwischen 11.500 und 13.500 zusätzlichen Personenfahrten im ÖV pro Werk-
tag. Das ist ein wesentlich schlechterer Wert als ihn die neue Tram 23 mit 18.000 Fahrgästen pro 
Tag erzielt – zu ungleich günstigeren Kosten. Wie OB Ude vor diesem Hintergrund das Tunnelpro-
jekt als größte Umweltinvestition Bayerns der nächsten Jahre bezeichnen kann, ist sein Geheim-
nis. Nicht jede zusätzliche Fahrt im ÖV bedeutet auch eine unterlassene Fahrt mit dem Auto. Frü-
here Studien haben gezeigt, dass der Einsparungsfaktor Auto / ÖV nur 0,5 beträgt, d.h. 10.000 zu-
sätzliche Fahrten im ÖV führen nur zu einer Vermeidung von 5.000 Autofahrten. Das in der Ver-
gleichsuntersuchung zugrunde gelegte 10-Minuten-Takt-Betriebskonzept (1T bzw. 1S) nahm keines-
wegs den ursprünglich angestrebten flächendeckenden 10-Minutentakt auf allen S-Bahnlinien an, 
sondern setzt die heutige Mangelverwaltung fort. Heute haben nämlich nur zwei Linienäste im Osten 
(Zorneding, Deisenhofen) und drei im Westen (Dachau, Maisach, Wessling) einen 10-Minuten-Takt 
im Berufsverkehr. Mit dem 2. Tunnel bekommt im 1T-Konzept lediglich der West-Ast nach Gauting 
zusätzlich den begehrten 10-Minutentakt. Armseliger geht es nicht mehr. Man will offenbar den lang 
versprochenen Ausbau nach Eichenau einsparen. Die Stadtratsdebatte hat nach meiner Wahrneh-
mung auch gezeigt, dass der Nordtunnel das einzige Flughafenergänzungskonzept ist, das alle 
Fernzüge aus Westen zum Flughafen auch am Hauptbahnhof vorbei führt. Aus Münchner Sicht ist 
aber genau dies das einzig richtige. Aufhorchen ließ, dass es noch keine Bestätigung des Bundes-
rechnungshofes für den knappen Nutzen-Kostenfaktor 1,15 des 2. Tunnels gibt. Erstaunlich ist auch 
die Äußerung von MVG-Chef König, wonach bis dato nicht bekannt ist, wie viele Fahrgäste der neue 
Tunnel der Münchner U-Bahn auf den Ost-West-Routen wegnehmen wird. Frühere Studien von 2004 
bezifferten diesen „Kannibalisierungseffekt" auf 15.000 Fahrgäste pro Tag. König wies auch darauf 
hin, dass es noch keine abgestimmte Planung gibt, wie der U-Bahn-Betrieb während der Bauzeit un-
gestört aufrecht erhalten werden kann. Interessant auch der Kannibalisierungseffekt zwischen Ex-
press-S-Bahnen und Regionalexpress-Zügen: Intraplan-Vertreter Schneider musste zugeben, dass 
dieser tatsächlich auftreten wird, verweigerte aber im Hinblick auf den Datenschutz privater Bahn-
Anbieter konkrete Zahlenaussagen.        Dr. Georg Kronawitter, Stadtrat (CSU)     
 


